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 PROTOKOLL 

der Mitgliederversammlung der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft e. V. 

Dienstag, 24. März 2026, 14:30 Uhr - 19:30 Uhr 

Auditorium maximum, Ludwig-Maximilians-Universität München 

 

Prof. Dr. Michael Schemmann heißt die Mitglieder herzlich willkommen. Bevor er zum ersten Punkt 

der Tagesordnung übergeht, wird zunächst der in der Amtsperiode verstorbenen Mitglieder 

gedacht, deren Namen verlesen und eine Schweigeminute eingelegt. Dann verweist er auf die vorab 

zugegangenen Materialien (u.a. Tagesordnung, Rechenschaftsbericht) und fragt nach Ergänzungs- 

bzw. Änderungswünschen der Tagesordnung, die allerdings nicht geäußert werden. 

 
TOP 0   Feststellung der Tagesordnung 

TOP 1  Ehrungen 

TOP 2  Rechenschaftsbericht des Vorstands, Bericht des Schatzmeisters und Danksagungen 

TOP 3  Aussprache zum Bericht des Vorstands und des Schatzmeisters 

TOP 4  Bericht der Kassenprüferin und Entlastung des Vorstands 

TOP 5  Anträge auf Satzungsänderungen 

TOP 6  Beschlussvorlagen 

TOP 7  Vorstellung der Nominierten zur Wahl der:des Vorsitzenden und der Nominierten 

zur Wahl von drei Vorstandsmitgliedern 

TOP 8  DGfE-Kongress 2028 

TOP 9  Verschiedenes 

 

TOP 1  Ehrungen 

 

Zur Verleihung der Ehrenmitgliedschaft1 verliest Prof. Dr. Elke Kleinau die Laudatio für Prof. Dr. 

Margarete Götz und Prof. Dr. Sandra Hofhues die Laudatio für Prof. Dr. Stefan Aufenanger. Der 

Förderpreis für ausgezeichnete Arbeiten von Erziehungswissenschaftler:innen in Qualifizierungs-

phasen geht an Julia Katharina Weiß und Matthias Bottling sowie an Dr. Susanne Gottuck. Die 

Laudatio für Julia K. Weiß und Matthias Bottling verliest Prof. Dr. Oliver Böhm-Kasper und für Dr. 

Susanne Gottuck Prof. Dr. Petra Herzmann. Mit dem DGfE-Forschungspreis wird Frau Prof. Dr. Dr. 

h.c. Sabine Andresen ausgezeichnet. Die Laudatio verliest Prof. Dr. Hans-Christoph Koller. Frau 

Andresen ergreift das Wort und bedankt sich für die Auszeichnung. Sie dank ihrem Fachbereich an 

der Goethe-Universität und ihrem Mitarbeiterteam für die kollegiale Zusammenarbeit, die ihr Raum 

zur Entfaltung gibt und Spaß an der Forschungsarbeit. 

Der Vorstand gratuliert allen Preisträger:innen herzlich. 

 

 
1 Siehe „Ergänzung zu TOP 1: Ehrungen“, Seite 3. 



2 

 

TOP 2  Rechenschaftsbericht des Vorstands, Bericht des Schatzmeisters und 

Danksagungen 

 

Der Rechenschaftsbericht der Vorstandsperiode März 2024 bis März 2026 wird von Prof. Dr. 

Schemmann vorgestellt. Zunächst verweist er einleitend darauf, dass die Fachgesellschaft weiterhin 

wächst und damit die größte europäische Fachgesellschaft ist sowie nach der US-amerikanischen 

die zweitgrößte der Welt.  

Er berichtet, dass die Stellungnahme zur Wissenschaftsfreiheit im Mai 2024 vorgelegt wurde (siehe 

Mitteilungsheft „Erziehungswissenschaft“, Heft 69, S. 113f.), ein Videoprojekt mit 25 Videos unter 

Beteiligung von 30 Mitgliedern mit dem Titel „Wissenschaft braucht Freiheit“ lanciert wurde sowie 

die Herbsttagung 2025 unter dem Titel „Wissenschaftsfreiheit als Grundrecht und Grundpfeiler der 

Demokratie“ dem Thema gewidmet wurde. Abgerundet wird das Thema mit dem Heft 1/2026, das 

nach dem Kongress veröffentlicht wird und eine Dokumentation der Herbsttagung beinhaltet. 

Zudem hat eine Vorstandskommission zu Verfahrensregelungen neue Regelungen für Fälle der An- 

und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft und des Forschungspreises verabschiedet. Die 

Vorstandskommission zum „Kerncurriculum Erziehungswissenschaft in der Lehrer:innenbildung“ 

hat ein Kerncurriculum erarbeitet. Des Weiteren hat der Arbeitskreis zur strukturellen Beteiligung 

von Wissenschaftler:innen in der Qualifikationsphase eine Reihe von Anträgen erarbeitet, über die 

im Laufe des Tages abgestimmt wird. 2025 hat die Summer School nach einer einjährigen Pause 

mit einem neuen wirtschaftlichen Konzept stattgefunden. Dieses war sehr erfolgreich, sodass die 

Summer School 2026 erneut stattfinden wird. 

In der Vorstandsperiode wurden eine Reihe von Stellungnahmen erarbeitet und verabschiedet, 

vorgelegt wurde auch die Kongresspublikation des Kongresses in Halle sowie die Ausgaben 68-71 

des Mitteilungsheftes „Erziehungswissenschaft“ der DGfE. Abschließend stellt der Vorsitzende die 

Mitglieder der Förderpreis-Jury, der DGfE-Forschungspreis-Jury und der Trapp-Preis-Jury vor. 

 

Danksagungen 

Der Vorsitzende schließt damit, dass am Ende jeder Amtsperiode der Kongress steht und dankt dem 

Kongressteam, das den Kongress „exzellent“ organisiert und durchgeführt hat, sowie allen 

Kollegen:innen des Vorstandes, der Geschäftsführerin, den Kolleg:innen in den Vorständen der 

Sektionen und Kommissionen sowie allen, die aktiv an der Kongressdurchführung beteiligt waren. 

 

Bericht des Schatzmeisters 

Nachfolgend berichtet Prof. Dr. Thorsten Fuchs, dass die in der Amtsperiode gesetzten Ziele der 

Absicherung der Konsolidierungsmaßnahmen, der Reduktion des Zuschussbedarfs bei der 

Durchführung der Summer School und die Fortsetzung der Rücklagenbildung auf ein 

Geldmarktkonto gelungen sind. Er dankt zum einen Dr. Andreas Keller (GEW) sowie der Max-

Traeger-Stiftung für die erneute finanzielle Bezuschussung zur Erstellung des Datenreports 2024, 

und zum anderen der Kongressinitiative für die Bayerische Tourismuswirtschaft, die sich durch 

einen „großzügigen Zuschuss“ an der Finanzierung des Kongresses 2026 beteiligt hat. Schließlich 

dankt Prof. Dr. Fuchs allen Mitgliedern, da die Einzug- und Rechnungslegung in dieser Amtsperiode 
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sehr gut funktionierte. Auch außerplanmäßige Ausgaben, wie z.B. Ausgaben für Rechtsberatungen, 

konnten realisiert werden.  

Er beginnt dann die Kassenberichte 2024, 2025 und 2026 vorzustellen. Die Festgeldanlage mit 

einem Zinssatz von 1,35% ist 2025 gelungen und wird 2026 fortgeführt. Durch die Anpassung der 

Teilnahmebeiträge konnte im Jahr 2025 wieder eine Summer School stattfinden. 2026 gibt es bisher 

Ausgaben in überschaubarer Höhe. Er kommt zu dem Fazit, dass die Haushalts- und 

Kassenverhältnisse geordnet sind. 

 

TOP 3  Aussprache zum Bericht des Vorstands und des Schatzmeisters 

 

Zu den Berichten des Vorstands und des Schatzmeisters gab es keine Fragen. Sie werden einstimmig 

angenommen.  

 

TOP 4  Bericht der Kassenprüferin und Entlastung des Vorstands 

 

Da die Kassenprüferin, Prof. Dr. Silvia Annen, leider verhindert ist, verliest Prof. Dr. Friederike 

Schmidt den Bericht für die Amtsperiode 2024-2026 in einer Kurzfassung, mit der auch das Plenum 

auf Nachfrage einverstanden ist. Zusammenfassend gab es bei den Einnahmen und Ausgaben keine 

Unregelmäßigkeiten, sie sind ordnungsgemäß gebucht, sodass die Kassenprüferin auch vorschlägt, 

den Vorstand zu entlasten. Es erfolgt die Abstimmung. Die Mitgliederversammlung stimmt 

einstimmig für die Entlastung des Vorstands. 

Im Anschluss dankt Prof. Dr. Thorsten Fuchs denjenigen Vorstandsmitgliedern, deren Amtszeit 

endet: Prof. Dr. Anja Hackbarth, Prof. Dr. Elke Kleinau und Prof. Dr. Christine Wiezorek werden 

verabschiedet. Es gibt standing ovations und von Vorstandseite jeweils ein Geschenk. 

 

Ergänzung zu TOP 1: Ehrungen 

 

Prof. Dr. Michael Schemmann verleiht im Namen des Vorstandes die Ehrenmitgliedschaft an Prof. 

Dr. Elke Kleinau. Nachdem er die Laudatio verlesen hat, wendet sich Prof. Dr. Elke Kleinau an die 

Mitglieder und gibt mit wenigen Worten ihren Dank und ihre Rührung zum Ausdruck. 

 

TOP 5  Anträge auf Satzungsänderungen2 

 

Prof. Dr. Michael Schemmann verweist auf das Prozedere bei diesem Ordnungspunkt (Vorstellung 

der einzelnen Anträge, Aussprache, Abstimmung). Er ergänzt, dass es für die Annahme eines 

Antrags auf Satzungsänderung einer Zweidrittelmehrheit bedarf. Die Abstimmungen erfolgen mit 

Stimmkarten als Geheimabstimmungen. 

 
2 Aufgrund der Intensität der Debatte war es der Protokollantin nicht möglich, alle Wortbeiträge 
namentlich zuzuordnen. 



4 

 

Antrag 1: Mitgliedsstatus 

Beantragt wird, die assoziierte und ordentliche Mitgliedschaft zusammenzuführen. 

Dr. Ralf Parade stellt im Namen des „Arbeitskreises zur strukturellen Verankerung der Partizipation 

der Wissenschaftler:innen in Qualifizierungsphasen in der DGfE“ den Antrag auf Satzungsänderung 

hinsichtlich des Mitgliedsstatus vor. Anliegen ist es, die assoziierte und ordentliche Mitgliedschaft 

zusammenzuführen. Die Antragsteller:innen argumentieren, dass mit der 2008 beschlossenen 

Aufnahme nicht-promovierter Wissenschaftler:innen in Form der assoziierten Mitgliedschaft zwar 

ein wichtiger Schritt zur Sichtbarkeit dieser Gruppe geschaffen wurde, aber nicht alle strukturell 

gleichberechtigt seien, da assoziierte Mitglieder kein passives Wahlrecht besitzen. Eine 

Zusammenführung bedeute eine Gleichberechtigung aller Mitglieder. Es wird eine Reihe von 

weiteren Pro-Argumenten für die Satzungsänderung von PD Dr. André Epp aufgeführt, wie z.B. die 

Demokratisierung der Fachgesellschaft und eine stärkere Bindung dieser Mitglieder an die 

Fachgesellschaft. Zudem stellt er im Einzelnen die Änderungsvorschläge vor: Eine Änderung würde 

die Paragraphen § 3(1+2), § 5(2), § 7(1+4), § 8(1), § 9(1) und § 11(1) betreffen. 

Nach der Vorstellung des Antrages leitet Prof. Dr. Michael Schemmann in den Ausspracheteil über. 

Zunächst wird aus dem Plenum die Frage geäußert, ob es nach einer solchen Änderung für nicht 

promovierte Mitglieder theoretisch-formal möglich wäre, Mitglied des Vorstandes zu werden. 

Diese Frage wird bejaht. Es wird gefragt, ob die Änderung bedeute, ob mit der Abschaffung der 

assoziierten Mitgliedschaft auch der reduzierte Mitgliedsbeitrag abgeschafft würde. Dr. Ralf Parade 

antwortet, dass zunächst für alle Mitglieder der gleiche Mitgliedsbeitrag gelte, es aber schon jetzt 

die Möglichkeit der Beitragsreduzierung gebe, die beibehalten würde. Danach wird im Plenum eine 

Anmerkung geäußert, dass es auch in anderen Fachgesellschaften die Form der differenzierten 

Mitgliedschaft gebe, ohne dass man diesen vorwerfen könne, nicht progressiv zu sein. Als Beispiel 

wird u.a. die Form der studentischen Mitgliedschaft in der Deutschen Gesellschaft für Soziologie 

genannt. Es wäre denkbar, so erwidert Dr. Ralf Parade, dass mit einer weiteren Satzungsänderung 

auch studentische oder wissenschaftliche Hilfskräfte einen Status als Mitglieder erhalten könnten. 

Eine dritte Anmerkung aus dem Plenum bezieht sich auf die konkrete Formulierung „laufende 

Promotion“. Es werde nicht deutlich, mit welchem rechtlichen Status diese verbunden ist. 

Vorgeschlagen wird eine spezifizierte Formulierung, die wie folgt lautet: „Es liegt eine Zulassung der 

jeweiligen Fakultät zur Promotion vor.“ Eine weitere Anmerkung aus dem Plenum bezieht sich auf 

§ 9. Es wird der Vorschlag geäußert, lediglich die Formulierung zu streichen: „Assoziierte Mitglieder 

haben kein passives Wahlrecht.“ Alternativ und mit Blick auf Antrag 2 wäre auch möglich, dass die 

Satzung dahingehend geändert würde, dass assoziierten Mitgliedern ein Sitz im Vorstand 

zugestanden würde. Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungsänderungen vereinsrechtlich nur in 

der bei der Einladung zur Mitgliederversammlung vorgelegten Version abgestimmt werden können. 

Der Laudator des Förderpreises Prof. Dr. Oliver Böhm-Kasper signalisiert seine Unterstützung mit 

Verweis auf die Ergebnisse der Arbeit von den Kolleg:innen Bottling und Weiß, die soeben einen 

Förderpreis erhalten haben und in ihrem Beitrag für mehr Partizipation plädieren. Prof. Dr. Sandra 

Hofhues bestätigt, dass der Vorstand den Antrag befürwortet. Dr. Ralf Parade ergänzt, dass auch 

die Formulierungen mit dem Vorstand abgestimmt sind. Im Plenum wird daraufhin noch ein 

Bedenken als Frage geäußert, ob Partizipation von Wissenschaftler:innen in Qualifikationsphasen 

(gerade im Hinblick auf die Vorstandsarbeit) auch volle Arbeitslast bedeuten würde. Dr. Ralf Parade 

bejaht diese Frage und Prof. Dr. Sandra Hofhues ergänzt aus Vorstandsperspektive, dass über die 
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Beteiligung im Vorstand ein gesonderter Antrag vorliegt und darüber getrennt abgestimmt werden 

sollte. 

In der weiteren Diskussion wird der Wunsch geäußert, die Frage nach den Kriterien der 

wissenschaftlichen Qualifizierung und der ‚Beglaubigung‘ dieser durch „ordentliche Mitglieder“ 

vorrangig zu klären, bevor über den Antrag 1 abgestimmt wird. Daraufhin plädiert Dr. Ralf Parade 

im Namen des Arbeitskreises für eine getrennte Abstimmung. Die ehemalige Vorsitzende Prof. Dr. 

Anja Tervooren erinnert an die langjährige Vorbereitung dieses Antrages (seit 2022), äußert mit 

Verweis darauf ihre Unterstützung und plädiert für eine Abstimmung. Abschließend ergreift noch 

einmal Prof. Dr. Sandra Hofhues das Wort, um mitzuteilen, dass der Vorstand zu den jeweiligen 

Anträgen sehr unterschiedliche Positionen vertritt und unterstreicht daher noch einmal das 

Anliegen, die Abstimmung über die einzelnen Anträge getrennt zu halten. 

Das Ergebnis der Abstimmung lautet: 519 Personen haben dem Antrag zugestimmt, 23 Personen 

ihn abgelehnt und 11 Personen haben sich enthalten. Zwei Stimmen waren ungültig. Damit ist der 

Antrag angenommen. 

 

Antrag 2: Vorstandszusammensetzung 

Beantragt wird, die Quote einer Vertretung der Wissenschaftler:innen in Qualifizierungsphasen im 

Vorstand der DGfE einzuführen. Mindestens ein Mitglied des Vorstands soll ein:e Wissenschaftler:in 

in Qualifizierungsphasen sein.  

Der Antrag wird von Dr. Tamara Ehmann und Prof. Dr. Sarah Henn vorgestellt. Anliegen ist die 

Einführung einer Quote für die Vertretung von Wissenschaftler:innen in Qualifizierungsphasen im 

Vorstand der DGfE. Damit schließt der Antrag an den ersten an, denn auch auf diese Weise würde 

für formale Gleichheit der Mitglieder in der Fachgesellschaft gesorgt werden, so wie es zum Teil 

bereits auf der Ebene der Sektions- und Kommissionsvorstände praktiziert wird. Als weitere 

Argumente werden angeführt, dass es um eine wichtige Interessenvertretung ginge z.B. in Fragen 

von Prävention und Aufbereitung von Machtmissbrauch in der Wissenschaft oder zur Frage nach 

den Bedingungen, unter welchen sich Wissenschaftler:innen qualifizieren können. Daher werde 

zumindest übergangsweise eine Quote gefordert für mindestens ein Mitglied im Vorstand. 

Im Rahmen der Aussprache wird zunächst Unterstützung geäußert und dafür bspw. die aktuelle 

politische Lage und Demokratiegefährdung angeführt, gegen die man als Fachgesellschaft ein 

Exempel statuieren würde. Prof. Dr. Markus Rieger-Ladich schließt sich an und schlägt eine 

Änderung in der Formulierung vor: „in einer Qualifizierungsphase“ statt „Wissenschaftler:in in 

Qualifizierungsphasen“ (§8 (1)). Daraufhin erinnert Prof. Dr. Michael Schemmann, dass 

vereinsrechtlich bei Anträgen zur Satzungsänderung im Gegensatz zu Beschlussanträgen 

nachträglich keine Änderung möglich ist. Daraufhin wird im Plenum der Wunsch geäußert, den 

Antrag zurückzustellen und die Variante zu überlegen, den Vorstand um einen weiteren Sitz zu 

erweitern. Die Antragsteller:innen wenden dagegen ein, dass es sich bei der Quote um keinen 

Sonderstatus handele. Auf Wunsch aus dem Plenum wird anschließend die Position des Vorstandes 

von Prof. Dr. Bernhardt Schmidt-Hertha vorgetragen: Er führt an, dass es sich bei dem Antrag um 

eine Soll-Bestimmung handele und damit ein Wunsch artikuliert würde, der nicht zu Konsequenzen 

führen müsse. In der Geschichte des Vorstandes der DGfE wäre zudem bislang noch keine 

Bewerbung von nicht-professoralen Mitgliedern eingegangen. Dies sehe der Vorstand als Signal, 
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auch diese Mitglieder zur Kandidatur zu ermutigen. Bedenken äußert er, wenn nun durch die zuvor 

abgestimmte Abschaffung der Differenzierung („assoziiert“/“ordentlich“), nun durch „die 

Hintertür“ diese wieder eingeführt werde. Prof. Dr. Michael Schemmann ergänzt, dass es Gründe 

hat, warum es sieben und nicht acht Mitglieder im Vorstand sind. Einer davon ist, zu 

Mehrheitsbeschlüssen im Vorstand zu kommen. 

Im Plenum wird zum besseren Verständnis nachgefragt, seit wann man als nicht-professorales 

Mitglied kandidieren dürfe. Prof. Dr. Bernhard Schmidt-Hertha verweist daher nochmals darauf, 

dass alle ordentlichen Mitglieder, also Promovierte unabhängig von ihrem Beschäftigungsstatus, 

bislang das Recht hatten, zu kandidieren. Prof. Dr. Hans-Christoph Koller gibt zu bedenken, dass 

Vorstandsarbeit Kontinuität erfordere, und fragt kritisch nach, ob Mitglieder in 

Qualifizierungsphasen diese erbringen könnten. Daran schließt sich für ihn die Frage an, von 

welcher „Qualifizierungsphase“ eigentlich die Rede sei. Des Weiteren macht er bei Annahme des 

Antrages auf die formale Möglichkeit aufmerksam, dass ein Vorstand dann ausschließlich aus nicht-

professoralen Mitgliedern bestehen könne. Entgegen des Arguments, Wissenschaftler:innen in 

Qualifizierungsphasen seien aus zeitlich-vertraglichen oder finanziellen Gründen weniger 

„geeignet“ für die Vorstandsarbeit, argumentieren die Antragsteller:innen, dass damit 

Statusgruppenpolitik paternalistisch in der Fachgesellschaft praktiziert werde. Anknüpfend an die 

Frage der Kandidatur betont Prof. Dr. Elke Kleinau noch einmal, dass „ordentliche Mitglieder“, und 

damit alle Promovierten, passiv gewählt werden können, und zieht daraus den Schluss, dass der 

Antrag eher Verwirrung als Aufklärung stifte und formal daher keine Grundlage habe. Grundlegend 

sei doch folglich die Frage, so führt es ein weiteres Mitglied an, was passiere, wenn jemand während 

der Legislatur aus der Wissenschaft ausscheide oder die Statusgruppen wechsele bzw. Professor:in 

werde. Aus dem Plenum appelliert daraufhin ein Mitglied, dass es nicht um formale Gleichstellung 

ginge, sondern die Einführung der Quote ein Instrument zur Herstellung von Gerechtigkeit sei. Prof. 

Dr. Christine Wiezorek merkt an, dass nach ihrer achtjährigen Erfahrung im Vorstand das 

„Paternalismus-Argument“ nicht haltbar sei und der hohe Zeitaufwand für die Arbeit im Vorstand 

sehr wohl ein Argument darstelle. Prof. Dr. Rudolf Tippelt merkt als ehemaliger Vorsitzender an, 

dass mit der Einführung der assoziierten Mitgliedschaft im Jahr 2008 der Gedanke verbunden war, 

die Personen in Qualifizierungsphasen stärker an den Fachdiskursen zu beteiligen. Das scheint 

gelungen und hat ein Exempel mit der Annahme des ersten Antrages gefunden. Er wendet jedoch 

ein, dass der zweite Antrag unklar und vage formuliert sei, bspw. mit der Formulierung „mindestens 

ein Mitglied“. Es gehe nicht deutlich hervor, ob es dann zwei oder mehr Personen sein sollten. 

Ebenso wiederholt er den bereits geäußerten Wunsch nach einer genaueren Definition der 

„Qualifizierungsphase". Die Antragsteller:innen definieren die Gruppe der Wissenschaftler:innen in 

Qualifizierungsphasen als Wissenschaftler:innen ohne unbefristete Professur.  

Eine weitere Wortmeldung aus dem Plenum bezieht sich auf die Frage der Motivation zur 

Kandidatur und schlägt vor, zunächst die Wahlordnung zu ändern, was eine gerechtere 

Stimmenverteilung anbelangt. In Rekurs auf das Argument der Arbeitsbelastung im Vorstand wird 

aus dem Plenum ein Gegenargument formuliert. Demnach verweise die wiederholte Betonung der 

Arbeitsbelastung eher auf eine Lösung zur Überwindung dieser Situation, die darin bestehen könne, 

den Vorstand von 7 auf 9 Personen zu erweitern und dies, wie in der Deutschen Gesellschaft für 

Soziologie geschehen, zunächst als Experimentierphase zu erproben. Ein anderes Mitglied spricht 

sich bei aller Bedeutsamkeit der Argumente dafür aus, dem Antrag zuzustimmen und dann weiter 
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daran zu arbeiten, wie eine geeignete Umsetzung aussehen könne. In einer weiteren Wortmeldung 

wird ebenso für Zustimmung geworben vor dem Hintergrund der eigenen Erfahrung der Arbeit im 

Vorstand der Kommission Sozialpädagogik: dass auch während einer Amtsperiode Personen auf 

Professuren berufen werden, unterstreiche nur ihr außerordentliches Engagement. 

Das Ergebnis der Abstimmung lautet: 452 Personen haben dem Antrag zugestimmt, 69 Personen 

ihn abgelehnt und 18 Personen haben sich enthalten. Zwei Stimmen waren ungültig. Damit ist der 

Antrag angenommen. 

 

Antrag 3: Empfehlungsnotwendigkeit bei Mitgliedsanträgen  

Beantragt wird die Abschaffung der Empfehlungsnotwendigkeit zur Aufnahme in die DGfE. Anstelle 

dessen wird empfohlen, dass der Vorstand zur Aufnahme von Mitgliedern ein entsprechendes 

Verfahren entwickelt. 

Der Antrag wird vorgestellt von Dr. Andrea Bossen und Dr. Nina Blasse. Sie weisen darauf hin, dass 

die Empfehlung nicht garantiere, ob eine Person die Werte der Fachgesellschaft vertrete, und 

plädieren für einen Verzicht auf die personengebundene Empfehlung und die Entwicklung eines 

neuen Aufnahmeverfahrens, das sich an inhaltlichen Aufnahmekriterien orientiert, wie z.B. 

Informationen über Studium, Publikationen etc. Dazu solle ein Arbeitskreis eingerichtet werden.  

Aus dem Vorstand kommentiert Prof. Dr. Thorsten Fuchs den Antrag mit den folgenden 

Gegenargumenten: Zum einen würden mit der Abschaffung Aufgaben in die Vorstandsarbeit 

verlagert werden und der Prozess – entgegen den aktuellen Demokratisierungstendenzen – eher 

zentralisiert. Außerdem wäre der Aufwand exorbitant bei ca. 280 Anträgen im Jahr gegenüber 

bislang zwei bis vier Ausnahme- und Einzelfallprüfungen, weil Unterschriften fehlten oder von 

Nicht-Mitgliedern geleistet wurden. Zum anderen seien die Empfehlungen ein niedrigschwelliges 

Verfahren und förderten den Kontakt zur Fachcommunity. Aus der Perspektive des Vorstandes sei 

daher die Antragslogik nicht konsistent: Einerseits solle ein neues Verfahren entwickelt und 

andererseits ein funktionierendes Verfahren abgeschafft werden. Prof. Dr. Michael Schemmann 

gibt zu bedenken, dass im Antrag kein Arbeitsauftrag zur Entwicklung eines neuen Verfahrens 

enthalten sei.  

Auch im Plenum werden Stimmen laut, dass der Antrag Partizipationsmöglichkeiten unterwandere 

und in der Konsequenz eine Gesinnungsprüfung bedeute. Es wird dafür plädiert, den Antrag 

zurückzuziehen und ein anderes Aufnahmeverfahren zu erarbeiten, das den Vorstand entlaste. 

Die Antragsteller:innen erklären, dass es ihnen nicht darum gehe, dem Vorstand mehr Arbeit zu 

machen. Sie wiederholen ihr Plädoyer für einen Arbeitskreis bzw. Diskussion, wie der Zugang zur 

Fachgesellschaft inklusiver gestaltet werden könne. Sie geben zu bedenken, dass sie den Antrag in 

diesem Punkt wegen der Einreichungsfristen nicht mehr ändern konnten. Daraufhin bittet Prof. Dr. 

Michael Schemmann um Richtigstellung: Er weise den „Vorwurf“ zurück, dass satzungsgemäße 

Fristen nicht bekannt gewesen seien. Ein Mitglied äußert Bedenken, dass die jetzige Variante breiter 

angelegt sei, als wenn allein der Vorstand über neue Mitglieder entscheide. Eine weitere 

Wortmeldung aus dem Plenum schlägt als Aufnahmekriterium den Nachweis für die laufende 

Qualifikationsarbeit vor. Prof. Dr. Christine Wiezorek gibt nochmals zu Bedenken, dass die 

personellen Ressourcen für die Prüfung von personenbezogenen Unterlagen nicht vorhanden 
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seien. Einige Mitglieder plädieren dafür, den Antrag abzulehnen, bevor nicht ein alternatives 

Verfahren entwickelt wurde.  

Lediglich eine Wortmeldung spricht sich für den Antrag aus, wenn damit verbunden sei, eine 

Aufnahmeprüfung durch die „Ingroup“ wegzulassen. Ergänzend wird angemerkt, dass die 

Aufnahme im internationalen Raum oft ganz ohne Aufnahmeverfahren sei und ein Interesse 

am Fach ausreiche. Das Anfragen der Unterstützung könne zudem infantilisierend wirken. 

Das Ergebnis der Abstimmung lautet: 88 Personen mit ‚Ja‘ gestimmt, 320 Personen haben mit ‚Nein‘ 

gestimmt und 94 Personen haben sich enthalten. Fünf Stimmen waren ungültig. Damit ist der 

Antrag abgelehnt. 

 

TOP 6  Beschlussvorlagen3 

 

Bezüglich der Beschlussvorlagen stellt Prof. Dr. Michael Schemmann fest, dass eine Abstimmung 

per Handzeichen erfolgt, denn ein Antrag auf Geheimabstimmung wurde nicht gestellt. 

 

1. Beschluss zur Zusammensetzung der Kommissions- und Sektionsvorstände  

Beantragt wird die Empfehlung an die Sektionen und Kommissionen, einen Sitz für 

Wissenschaftler:innen in Qualifizierungsphasen in den Sektions- und Kommissionsvorständen zu 

institutionalisieren. Entsprechend sollen die Sektionen und Kommissionen ermutigt und unterstützt 

werden, ihre Geschäftsordnungen (soweit vorhanden) zu überarbeiten. 

Die Beschlussvorlage wird von PD Dr. Malte Ebner von Eschenbach und Prof. Dr. Lisa Janotta 

vorgestellt. Ziel sei es auch hier, die Beteiligung dieser Mitgliedergruppe zu stärken und 

demokratische Strukturen in der Fachgesellschaft zu fördern. 

Im Rahmen der Aussprache melden sich vier Mitglieder zu Wort. Es wird der Einwand genannt, dass 

es nicht noch weiterer Sonderregelungen bedürfe. Dagegen plädieren andere, eine solche formale 

Regelung würde diesen Personenkreis ermutigen und ihn sichtbarer machen. 

Es wird per Handzeichen abgestimmt. Ergebnis der Abstimmung: Der Beschluss ist angenommen. 

 

2. Unvereinbarkeitsbeschluss mit der Desiderius-Erasmus-Stiftung (DES)  

Die Beschlussvorlage lautet: „Die Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE) lehnt 

jede Zusammenarbeit mit der Desiderius-Erasmus-Stiftung (DES) ab. Das bedeutet:  

a) Eine Mitgliedschaft in der DES ist unvereinbar mit einer Mitgliedschaft in der DGfE.  

b) Der Erhalt wissenschaftlicher Fördermittel durch die DES schließt eine Mitgliedschaft in 

der DGfE aus.  

c) Die Durchführung von Forschung im Auftrag der DES schließt eine Mitgliedschaft in der 

DGfE aus.“ 

Die Beschlussvorlage wird vorgestellt von Prof. Dr. Tobias Franzheld und Prof. Dr. Holger Ziegler. 

Inhaltliches Anliegen sei die Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft in der DGfE und der Arbeit mit/für 

 
3 Aufgrund der Intensität der Debatte war es der Protokollantin nicht möglich, alle Wortbeiträge 
namentlich zuzuordnen. 
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die der Alternative für Deutschland (AfD) nahestehenden Desiderius-Erasmus-Stiftung (DES). Der 

Beschluss umfasse eine Unvereinbarkeit auf institutioneller Ebene und hieße konkret, die 

Zusammenarbeit von Mitgliedern der Fachgesellschaft mit der DES zu verbieten bzw. mit dem 

Ausschluss aus der Fachgesellschaft zu sanktionieren. Dies beträfe auch den Erhalt 

wissenschaftlicher Fördermittel von der Stiftung und die Durchführung von Forschung im Auftrag 

der Stiftung.  

Der Antrag trifft auf breite Zustimmung.  

Im Rahmen der Aussprache dankt zunächst Prof. Dr. Christine Wiezorek im Namen des Vorstandes 

für die Initiative und stellt klar, dass der Vorstand hinter der Forderung der Unvereinbarkeit auf 

institutioneller Ebene stehe. Sie gibt aber einschränkend zu bedenken, dass ein juristisches 

Gutachten beauftragt wurde, dass zweierlei ergab: eine Unvereinbarkeit zwischen DGfE und DES 

auf institutioneller Ebene sei rechtlich möglich, eine Ausschlussklausel auf personeller Ebene greife 

jedoch in das Selbstbestimmungsrecht ein und müsse laut BGB in der Satzung geregelt sein. Die 

Beschlussvorlage leite aus der Unvereinbarkeit der Institutionen eine Selbstverpflichtung ab, die 

rechtlich angreifbar sei bzw. dazu führe, dass einzelne Personen wegen der Verletzung von 

Persönlichkeitsrechten klagen könnten. Dies sei gegenüber den Vorstandsmitgliedern 

unverantwortbar. Sie stellt eine alternative Formulierung vor und plädiert dafür, für diesen vom 

Vorstand erarbeiteten Alternativvorschlag zu stimmen. Prof. Dr. Michael Schemmann ergänzt, dass 

juristische Klagen und die damit verbundene Rufschädigung eine reale Gefahr seien, wie die 

Erfahrungen in dieser Amtsperiode gezeigt hätten. 

Im Rahmen der Aussprache wird deutlich, dass die Regelung, dass im Falle einer Zusammenarbeit 

mit der DES eine Mitgliedschaft in der DGfE ausgeschlossen sei, viel Zuspruch erfährt. Prof. Dr. Elke 

Kleinau gibt zu bedenken, dass dies eine Satzungsänderung erfordere, die von langer Hand 

vorbereitet werden müsse, und bittet um Beauftragung des Vorstandes.  

Prof. Dr. Sabine Andresen berichtet von ihrer Erfahrung als Vorsitzende des Kinderschutzbundes, in 

dem vor einiger Zeit einem Unvereinbarkeitsbeschluss auf institutioneller Ebene mehrheitlich 

zugestimmt wurde. Damit konnte jedoch der Ausschluss von Mitgliedern nicht geregelt werden. 

Dazu nahm der Kinderschutzbund eine Satzungsänderung vor. Sie plädiere aus diesem Grund für 

beides: sowohl den Beschluss als auch eine rechtskonforme Satzungsänderung.  

Aus dem Plenum wird eingewandt, dass ein Unvereinbarkeitsbeschluss die Realität vieler 

Fachkräfte in der Schule und außerhalb der Schule ausblende.  

Der Schatzmeister Prof. Dr. Thorsten Fuchs führt im Namen des Vorstandes aus, dass eine 

juristische Auseinandersetzung für die DGfE mit erheblichen finanziellen Belastungen verbunden 

sein könnte. Insbesondere sei nicht davon auszugehen, dass die Rechtsschutzversicherung greife, 

wenn grob fahrlässig entgegen des Vereinsrechts oder des juristischen Gutachtens gehandelt 

würde, demzufolge ein entsprechender Beschluss zwingend satzungsrechtlich abzusichern ist. Vor 

diesem Hintergrund sei eine rechtlich angreifbare Beschlusslage, die mögliche Klagen einzelner 

Personen sowie damit verbundene Kosten, juristische Niederlagen und Reputationsschäden zur 

Folge haben könnte, nicht verantwortbar. Es ginge, so unterstreicht auch Prof. Dr. Sandra Hofhues 

die Stellung des Vorstandes, nicht um eine normative Frage, sondern um die rechtlichen 

Konsequenzen. Der Vorstand stehe für die Anliegen der Mitglieder ein, sei allerdings auch dafür 

verantwortlich, Schaden von der Fachgesellschaft abzuwenden.  
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Prof. Dr. Holger Ziegler bittet darum, das Rechtsgutachten zugänglich zu machen, und stellt klar, 

dass es hier nicht in erster Linie um Rufschädigungen ginge, sondern um einen 

Unvereinbarkeitsbeschluss. Der QR-Code, mit dem die Anwesenden das Rechtsgutachten abrufen 

können, wird erneut gezeigt.   

Im Plenum wird darum gebeten, die erweiterte Beschlussvorlage des Vorstandes noch zu ergänzen: 

„Wir verbinden dies mit einem Vorschlag im Sinne der Unvereinbarkeitserklärung, eine 

Satzungsänderung vorzubereiten.“ 

Es folgt ein Antrag zur Geschäftsordnung von Prof. Dr. Harm Kuper, die Debatte einzustellen. Vor 

dem Hintergrund der Gegenreden gegen diesen Geschäftsordnungsantrag mit den Hinweisen 

darauf, dass noch nicht alle Argumente ausgetauscht seien, wird die Debatte fortgesetzt.  

Daraufhin verweisen erneut die Vorstandsmitglieder auf die bereits genannten Argumente und 

Gefahren. Es wird daher wiederholt aus dem Plenum der Vorschlag gemacht, die Beschlussvorlage 

als Beauftragung des Vorstandes umzuformulieren, um eine Satzungsänderung vorzubereiten. Prof. 

Dr. Hans-Christoph Koller macht daraufhin einen konkreten Formulierungsvorschlag, der wie folgt 

lautet und über den schließlich abgestimmt wird: 

„Die Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE) lehnt jede Zusammenarbeit mit der 

Desiderius-Erasmus-Stiftung (DES) ab. Der Vorstand der DGfE wird beauftragt, eine 

Satzungsänderung vorzubereiten, die u.a. regelt, dass 

• eine Mitgliedschaft in der DES unvereinbar mit einer Mitgliedschaft in der DGfE ist, 

• der Erhalt wissenschaftlicher Fördermittel durch die DES eine Mitgliedschaft in der DGfE 

ausschließt, 

• die Durchführung von Forschung im Auftrag der DES eine Mitgliedschaft in der DGfE 

ausschließt.“ 

Es wird per Handzeichen abgestimmt. Ergebnis der Abstimmung: Der Beschluss ist ohne 

Gegenstimmen angenommen. 

 

TOP 7  Vorstellung der Nominierten zur Wahl der:des Vorsitzenden und der Nominierten 

zur Wahl von drei Vorstandsmitgliedern 

 

Prof. Dr. Friederike Schmidt moderiert im Namen des Wahlausschusses diesen 

Tagungsordnungspunkt und informiert die Mitglieder darüber, dass Prof. Dr. Michael Schemmann 

erneut für das Amt des Vorsitzenden kandidiert. Die Amtsperiode endet mit dem Ausscheiden von 

Prof. Dr. Elke Kleinau, Prof. Dr. Christine Wiezorek und Prof. Dr. Anja Hackbarth. Prof. Dr. Sandra 

Hofhues, Prof. Dr. Thorsten Fuchs und Prof. Dr. Bernhard Schmidt-Hertha sind für weitere zwei 

Jahre gewählt. 

Die Wahl beginnt am 13. April und endet am 3. Mai 2026. Sie wird digital oder auf Wunsch per 

Briefwahl durchgeführt. Jedes Mitglied, das bis 60 Tage vor Wahlbeginn in die DGfE aufgenommen 

wurde, ist wahlberechtigt. Das Wahlergebnis wird im Mai bekanntgegeben.  

Prof. Dr. Friederike Schmidt fragt die versammelten Mitglieder nach weiteren Personen, die 

vorgeschlagen werden oder selbst kandidieren wollen. Dies ist nicht der Fall, sodass sich im 

Anschluss die Kandidat:innen vorstellen. Für den Vorsitz kandidiert Prof. Dr. Michael Schemmann 
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(Erwachsenen- und Weiterbildung). Für den Vorstand kandidieren Prof. Dr. Mischa Engelbracht 

(Sozialpädagogik), Prof. Dr. Matthias Proske (Schulpädagogik), Prof. Dr. Christian Reintjes 

(Schulpädagogik) und Prof. Dr. Mandy Singer-Brodowski (Bildung für Nachhaltige Entwicklung). Die 

Kandidat:innen stellen sich vor. 

 

TOP 8  DGfE-Kongress 2028 

 

Prof. Dr. Anja Hackbarth und Prof. Dr. Susanne Miller laden zum nächsten Kongress nach Bielefeld 

am 12.-15.03.2028 ein. Für eine gelingende Vorbereitung überreicht Prof. Dr. Bernhard Schmidt-

Hertha im Namen des LOK 2026 ein „bayrisches Energiepaket“. 

 

TOP 9  Verschiedenes 

 

Prof. Dr. Michael Schemmann fragt die versammelten Mitglieder nach weiteren Punkten, die im 

Rahmen der Mitgliederversammlung zur Diskussion gestellt werden sollen. Es sind keine 

Meldungen zu verzeichnen. Damit bedankt er sich und schließt die Versammlung um 19:30 Uhr. 

 
 

 

Protokollantin: Dr. Regina Soremski 

 

Für das Protokoll  

 

 

Prof. Dr. Michael Schemmann     Prof. Dr. Sandra Hofhues          

Vorsitzender       Stellvertretende Vorsitzende   

   


